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Liebe Kollegin, lieber Kollege!       
            

Gewalt gegen Polizeibeamte        
§ 115 StGB jetzt!

Die Zunahme der Gewalt gegen 
Polizeibeamte/innen in Hessen innerhalb 
eines Jahres um mehr als 25 % wurde 
in den letzten Wochen leidenschaftlich 
diskutiert. Die hohe Zahl von 1782 Fällen, 
davon 1663 (93 %) im Streifendienst, 
ist alarmierend und besorgniserregend 
zugleich. Jahrelang streitet die GdP 
nun schon für einen eigenständigen 
Schutzparagrafen 115 StGB, in dem die 
Gewalt gegen Polizeibeamte unter Strafe 
gestellt wird. Es ist deshalb ausdrücklich 
zu begrüßen, wenn Innenminister Boris 
Rhein dies unterstützt und sich öffentlich 
dazu bekannt hat, das Vorhaben erneut 
in die Innenministerkonferenz zu tragen. 
Wir erinnern uns, dass es schon einmal 
einen Anlauf gegeben hat, den § 115 
in das Strafgesetzbuch aufzunehmen. 
Nicht zuletzt am Widerstand der 
Bundesjustizministerin Frau Leutheusser-
Schnarrenberger scheiterte dieser 
Versuch damals. Es war am Ende beinahe 
fast als Zugeständnis zu verstehen, 
dass im § 113 StGB (Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte) das Strafmaß 
von zwei auf drei Jahre angehoben und 
das gefährliche Werkzeug neben der 
Waffe in den Tatbestand aufgenommen 
wurde. Diese Novellierung kann getrost 
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unter der Rubrik „Schuss in den Ofen“ 
ablegt werden. Die weiter steigenden 
Zahlen belegen eindrucksvoll, dass der 
halbherzige Umgang mit dem sensiblen 
Thema der stetig zunehmenden Gewalt 
gegen die Polizei eindeutig im Sande 
verlaufen ist. Es kann sogar unterstellt 
werden, dass die gewaltbereite Klientel 
in unserem Land das Lavieren und 
Taktieren der politischen Kräfte in dieser 
wichtigen Sache als Aufforderung zum 
Weitermachen verstanden hat.                                                                                             

Wir müssen von der reinen 
Vollstreckungshandlung weg. 

Andreas Grün

Das Ausüben des normalen Dienstes 
reicht heute aus, um eine provokante 
und oft genug gewalttätige Reaktion 
gegen die Polizei auszulösen.  Es zeigt 
sich immer mehr, dass viele Angriffe 
aus nichtigem Grund oft aus dem 
normalen Dienst heraus geschehen, 
wie z.B. bei Personalienfeststellungen 
oder Unfallaufnahmen. Hier muss der 
Gesetzgeber deutlich machen, dass ein 
Angriff gegen Polizistinnen und Polizisten 
eine besondere Schwere in sich birgt 
und in der Verwerflichkeit über dem 
Tatbestand der Körperverletzung nach
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 § 223 StGB anzusiedeln ist. Es ist nun allerhöchste Zeit, dass sich 
die Politik den Veränderungen in unserer Gesellschaft stellt. Alle 
reden über ein sich änderndes Freizeitverhalten von Jugendlichen 
und Heranwachsenden. Ein vermehrt feststellbarer Alkohol-, 
Drogen- und Medikamentenkonsum befördert die dargestellten 
Probleme zusätzlich. Psychologen warnen schon lange vor den 
Folgen eines unkontrollierten und allgegenwärtigen  Konsums 
von Ballerspielen und Videos mit Gewalt verherrlichenden 
Inhalten. Die Arbeitsgruppen der Polizei gegen Gewalt an Schulen 
berichten uns, dass brutalste Slap-Videos mit Hinrichtungsszenen 
und realen Mordhandlungen bereits auf den Smartphones von 
Fünftklässlern zu finden sind. Die Übergriffe gegen Polizeibeamte 
nehmen stetig an Quantität wie an Qualität zu. Wissenschaftliche 
Untersuchungen belegen dies eindeutig. Unsere Kolleginnen und 
Kollegen berichten uns seit Jahren von einer immer mehr um 
sich greifenden Feindseligkeit und Respektlosigkeit gegenüber 
der Polizei. Die Forderung der GdP in Hessen: „Wer schützt 
eigentlich die, die den Staat schützen?“  reflektiert genau das, 
was im Streifendienst tagtäglich erlebt und diskutiert wird.

Die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten müssen sich auf den 
Schutz und den Rückhalt des Staates verlassen können. Artikel 33 
Grundgesetz sichert uns die Fürsorge des Dienstherrn zu. Darauf 
muss Verlass sein. Ohne Wenn und Aber. Die Polizei erfüllt in 
unserem Staat im Rahmen der Gewaltenteilung eine besondere 

Rolle. Ein Angriff gegen Polizeibeamte ist immer ein Angriff gegen 
den Staat. Wir sind unparteiisch und stehen immer auf der Seite 
des Gesetzes. Dies ist unser Auftrag. Daran werden wir gemessen 
und darauf kann sich jeder Bürger in diesem Land verlassen. Im 
Gegenzug müssen wir uns aber auch darauf verlassen können, 
dass wir im demokratischen Gefüge nicht zu seelenlosen 
Statisten eines notwendigen Apparates verkommen, sondern als 
Menschen mit einem wachsenden Schutzbedürfnis in einer sich 
verändernden Gesellschaft wahrgenommen und geachtet werden. 

Dies wird nur mit einem neu definierten Status der 
Polizeibeamtinnen und -beamten gelingen. Ähnlich wie 
die besondere unantastbare Stellung der Polizeibeamten in 
Großbritannien muss auch bei uns ein Umdenken stattfinden.

Wer einen Polizisten angreift, muss mit einer besonderen 
Reaktion des Staates rechnen. Es ist höchste Zeit, 
deshalb § 115 StGB. Nicht irgendwann - jetzt sofort!

Euer / Ihr 

Andreas Grün

uRLAUBSTAGE SICHERN - ANTRAG STELLEN
lANDESREGIERUNG REAGIERT NICHT
 Mit unserer Veröffentlichung vom 29. März 2012 ha-
ben wir alle Beschäftigten zur Ruhe aufgerufen und 
haben den Innenminister schriftlich aufgefordert, die 
höchstrichterliche Entscheidung umzusetzen. Unsere 
Forderungen waren, alle Landesbediensteten über die 
Rechtslage und die Handlungsabsichten des Landes 
zu informieren und bei Widersprüchen auf die Ein-
rede der Verjährung zu verzichten. Erfolgt ist ledig-
lich eine Mitteilung per Rundschreiben, in dem die 
Information der „nachgeordneten Bereiche anheim 
gestellt“ wird und lediglich der Eingang bestätigt wer-
den soll. Liebe Kolleginnen und Kollegen, DAS IST ZU 
WENIG! Wir haben versprochen, auf die Angelegen-
heit zurück zu kommen und möchten euch nunmehr 
Mustervorlagen zur Beantragung auf Anpassung eures 
Urlaubsanspruchs nach oben zur Verfügung stellen.  
Am 20. 03. 2012 entschied das Bundesarbeitsgericht, 
dass die an das Lebensalter anknüpfende Staffelung 
der Urlaubsdauer gegen das Verbot der Altersdiskri-
minierung nach dem AGG verstößt, da es jüngere Be-
schäftigte wegen des Alters benachteiligt. Eine An-
passung kann nur nach oben erfolgen. Im April haben 
wir den Innenminister schriftlich aufgefordert: 

- alle Mitarbeiter bzgl. des Urteils zu informieren
- Handlungsempfehlungen zu geben
- die Absichten des Landes hinsichtlich des Um-	
   gangs mit dem Urteil kund zu tun
- bei Widerspruch auf die Einrede der Verjährung        	
   zu verzichten

Erfolgt ist jedoch nur ein Rundschreiben, dass die Unterrichtung des 
nachgeordneten Bereichs anheimgestellt wird und bei eventuellen 
Anträgen von Beschäftigten lediglich der Eingang bestätigt werden 
soll. Wir haben zur Ruhe und Sachlichkeit aufgerufen, und nun kom-
men wir auf unsere Ankündigung zurück, denn: Das ist zu wenig!
Wie es besser geht, zeigt das thüringische Innenministerium mit sei-
nem Erlass vom 29. 06. 2012. Dort erhält jeder den entsprechenden An-
spruch aufgrund des BAG-Urteils unabhängig von einer Antragstellung.

Da das Urlaubsjahr 2011 und somit die Frist für die 
Geltendmachung am 30. 09. 2012 endet, fordern wir alle 
Beschäftigten bis zum 49. Lebensjahr auf, einen Antrag 
auf Anpassung des Urlaubs auf 33 Urlaubstage zu stellen 
und bei ihrer Personal verwaltenden Stelle abzugeben.
Ein Musterantrag steht für euch auf der Homepage der 
GdP Hessen zum Download bereit.

4 //



// Neuer Polizeireport Mittelhessen //

In Eigener sache

PolizeiReport Mittelhessen in neuem Gewand

// 5

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

112 Ausgaben erschien unser POLIZEIREPORT 
Mittelhessen in Schwarz-Weiß-Druck. Dies 
gehört seit dieser Ausgabe der Vergangenheit 
an, denn der Verlag hat die lange von uns 
gewünschte Umstellung auf Vierfarbendruck 
nun vollzogen.

Mit dieser Umstellung sind wir fortan in der Lage, eine deutlich modernere Mitgliederzeitung  
zu gestalten. Neben einem schöneren Outfit der Zeitung wollen wir aber auch inhaltliche und 
redaktionelle Verbesserungen vornehmen. Dazu benötigen wir auch eure Hilfe. Leserbriefe zu 
aktuellen Themen, das Vorstellen von Dienststellen mit ihren Aufgabengebieten sowie interessante 
wie humorvolle Fotos aus dem täglichen Dienst sollen am Ende eine Zeitung von Mitgliedern für 
Mitglieder entstehen lassen. Wir rufen euch deshalb alle auf, an der inhaltlichen Ausgestaltung des 
POLIZEIREPORTS Mittelhessen mitzuwirken. Jedes veröffentlichte Foto und jeder veröffentlichte 
Text von euch werden vom Verlag mit einem Autorenhonorar pro Seite vergütet.

Genauso gerne nehmen wir uns Themen an, die euch interessieren und die ihr gerne behandelt und 
recherchiert haben wollt. 

Eine Mitgliederzeitung der großen Polizeifamilie Mittelhessen ist und bleibt etwas Besonderes.       
Wir haben uns immer dafür stark gemacht, auf jeden Fall eigenständig zu bleiben und hier keine 
Fusion mit anderen Bezirksgruppen einzugehen. Wir wollten neben der ‚Deutschen Polizei‘, die 
bundesweit erscheint  und einen eigenen hessischen Landesteil enthält, unbedingt an der regionalen 
Ausgabe des POLIZEIREPORT Mittelhessen festhalten.

Wir freuen uns auf den neu gestalteten POLIZEIREPORT Mittelhessen, der euch über alles Wichtige 
bei der Polizei zwischen Biedenkopf und Bad Vilbel sowie zwischen Dillenburg und Grünberg 
informiert. Macht mit – bringt euch ein!

Mit kollegialen Grüßen

Konrad Jänicke & Andreas Grün

(Redaktion des POLizeiREPORT Mittelhessen)



SPirale der Gewalt nimmt weiter Fahrt auf

25 % mehr Gewalttaten gegen die Polizei in Hessen

// 7

GdP sorgt sich um die Gesundheit der Kolleginnen und KOllegen
Im Betrachtungszeitraum 2011 nahm die Zahl der Übergriffe 
auf Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte in Hessen um sage 
und schreibe 25,7 % zu. Dies ist ein alarmierender Anstieg in 
Hessen, dem es entschlossen auf breiter Front entgegenzutre-
ten gilt. Dies ist aber kein hessisches Phänomen, sondern wird 
in anderen Bundesländern ebenso wahrgenommen. Bereits im 
Jahre 2010 hat das kriminologische Forschungsinstitut Nieder-
sachsen, unter der Leitung von Prof. Christian Pfeiffer, in ei-
ner länderübergreifenden wissenschaftlichen Studie die rasant 
ansteigende Gewalt gegen Polizeibeamte dokumentiert. Dabei 
wurde festgestellt, dass nicht nur die Quantität, sondern auch 
die Qualität der Gewalt in besorgniserregendem Maße zuge-
nommen hat. Innenminister Boris Rhein  fordert eine Verbes-
serung der Aus- und Fortbildung, insbesondere die intensivere 
Schulung im Bereich der Eigensicherung. Das ist ein Schritt in 
die richtige Richtung, es wird aber bei Weitem nicht ausreichen, 
um der zunehmenden Gewalt Herr zu werden. Andere Bundes-
länder melden aus Problemstadtteilen, dass es mittlerweile ein 
regelrechter Volkssport geworden ist, Polizisten zu drangsalie-
ren. In touristisch bedeutsamen Vierteln sind unsere Kollegen 
nach eigenen Angaben zu Statisten des „Sauf- und Erlebnis-
tourismus“ geworden. Angriffe aus dem Hinterhalt mit Steinen 
und Flaschen sowie Einkesselungen bei nichtigen Anlässen wie 
Unfallaufnahmen oder Ruhestörungen dürfen nicht länger als 
gegeben hingenommen werden. Hier gerät ein ganzer Berufs-
stand immer mehr unter einen kaum noch auszuhaltenden 
Druck. Es wird langsam unerträglich, wie sich manche Politi-
ker der Realität in unserem Staate verweigern und die Verän-

derungen in der Gesellschaft einfach nicht wahrhaben wollen. 
Die Gewalt gegen die Polizei wird mehr und mehr zum ge-
samtgesellschaftlichen Problem. Mit großer Sorge müssen wir 
feststellen, dass immer mehr Täter jugendlichen Alters sind. 
Etwa drei Viertel der Übergriffe gegen Polizeibeamte werden 
unter Einfluss von Alkohol, Drogen oder Medikamenten ver-
übt. Hier ist unsere Gesellschaft aufgerufen, aktiv einer wei-
teren Eskalation der Gewalt entgegen zu wirken. Ob in der 
Familie, dem Verein oder besonders in den Schulen muss eine 
stärkere Auseinandersetzung mit diesem Thema stattfinden. 

Gewalt gegen Polizeibeamte § 115 StGB  - jetzt!
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Wie lange will sich die Politik noch der Einführung eines Pa-
ragrafen 115 StGB entziehen? Angesichts der aktuellen Zah-
len aus dem hessischen Innenministerium darf nichts mehr auf 
die lange Bank geschoben werden. Wir erwarten ein zeitnahes 
Umdenken der Bundesjustizministerin Leutheusser-Schnar-
renberger. Die weitere Blockade eines Schutzparagrafen 115 
StGB für die Polizistinnen und Polizisten in unserem Land ist 
nicht mehr länger zu ertragen. Die Anhebung des Strafma-
ßes und die Einbeziehung eines gefährlichen Werkzeuges  in 
den § 113 StGB (Wiederstand gegen Vollstreckungsbeamte) 
haben bei Weitem nicht den gewünschten Erfolg gebracht. 
Dies wird durch die weiter steigenden Fallzahlen in einer be-
merkenswert bedauerlichen Art und Weise dokumentiert. 

Wieder trifft es den Schichtdienst besonders hart

93 % der Übergriffe gegen unsere Kolleginnen und Kollegen 
erfolgten im Streifendienst! Unabhängig davon erleben wir be-
sonders im hoch belastenden Schicht- und Wechseldienst eine 
enorme Arbeitsverdichtung, die einhergehend mit der Reduzie-
rung von Personal bereits jetzt zu erheblichen gesundheitlichen 
Belastungen geführt hat. In der Folge werden immer mehr Kol-
leginnen und Kollegen krank und können gar nicht mehr oder 
nur noch mit Einschränkungen diesen belastenden Dienst ver-
sehen. Hier erwarten wir Antworten von der Politik. Die anste-
hende Neuregelung im Umgang mit eingeschränkt dienstfähi-
gen Beamtinnen und Beamten im Vollzugsbereich ist im Grunde 
genommen der Offenbarungseid der Politik. Statt sich endlich 
einmal den wahren Ursachen dieser stetig ansteigenden Zahlen 
anzunehmen, wird nun versucht, kranke durch gesunde Men-
schen auszutauschen. Eine wissenschaftliche Studie mittels 

In
fo

s
Neuer § 115 StGB

Die GdP fordert einen eigenstän-
digen Schutzparagrafen 115 StGB, 
damit Angriffe und Gewalt gegen 
Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte auch außerhalb von reinen 
Vollstreckungshandlungen unter 
Strafe gestellt sind.

Der  jetzige § 113 StGB erfasst nur 
die Vollstreckungshandlung und 
ist nicht ausreichend, um die stei-
gende Gewalt einzudämmen. 

Die Anhebung des Strafrahmens 
von zwei auf drei Jahre und die 
Aufnahme des gefährlichen Werk-
zeuges neben der Waffe haben ihre 
Wirkung verfehlt. Dies belegen die 
aktuellen Zahlen aus Hessen.

Keine Gewalt in Fußballstadien - friedliche Spiele statt Randale
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einer Umfrage im Bereich des Wach- und Wechseldienstes ist 
in Hessen mehr als überfällig. Zudem stellt sich nach wie vor 
die Frage: Haben wir genug Personal bei der hessischen Poli-
zei?  Ist die Polizei so, wie sie personell aufgestellt ist, dauerhaft 
in der Lage, ihrem Auftrag gerecht zu werden, ohne dabei die 
Ressource Mensch immer mehr zu verbrauchen?  Die Wach-
stärken in den Polizeistationen und Revieren sind personell 
am unteren Limit ausgerichtet. „Stärke zeigen“, um  einer zu-
nehmenden Gewaltbereitschaft wirkungsvoll zu begegnen, ist 
kaum mehr möglich. Alleine aus diesem Grund wird dringend 
deutlich mehr Personal bei der Polizei  gebraucht. Angesichts 
der heute festgestellten weiteren Eskalation der Gewalt gegen 

unsere Kolleginnen und Kollegen muss die Diskussion um  Stel-
lenstreichungen bei der Polizei nun endgültig ein Ende haben. 
Die Polizistinnen und Polizisten in Hessen dürfen mit ih-
ren Problemen von der Politik nicht alleine gelas-
sen werden. Es gilt weiter unsere Frage und Forderung: 

„Wer schützt eigentlich die, die den Staat schützen?“

Text: Andreas Grün
Fotos: Rüdiger Holecek, Diakon von Ehr

Chaostage und Ausnahmezustand bei Demonstrationen „Munition“ gegen  die Polizei

 
  Stop Gewalt
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macht polizei krank? 

eine nach wie vor hohe Krankenrate und die hohe zahl der nur 

noch eingeschränkt dienstfähigen Kolleginnen und kollegen 

bedürfen endlich einer gründlichen befassung und ursachen-

erforschung. zurzeit wird an einem neuen Erlass gearbeitet.

// 11

Zurzeit wird an einem Entwurf eines Er-
lasses über den künftigen Umgang mit 
Polizeivollzugsbeamtinnen und –be-
amten mit funktionsbezogenen Tätig-
keitseinschränkungen gearbeitet. Der 
vorliegende Entwurf ist im Grunde ge-
nommen lediglich eine Handlungsan-
weisung zur Bewältigung der Probleme 
des Dienstherrn mit der stetig steigen-
den Zahl von Polizeivollzugsbeamtin-
nen und –beamten mit funktionsbe-
zogenen Tätigkeitseinschränkungen.
Bereits in der Einleitung wird durch 
den Landespolizeipräsidenten fest-
gestellt: „Die Kraft lässt mit der Zeit 
nach…Leistungen …die wir in individuell 
physischen Situationen nicht mehr er-
bringen können. Auch psychische Belas-

tungen bringt unser Beruf mit sich, die 
sich unter Umständen so stark auswir-
ken, dass die aktuellen Aufgaben nicht 
mehr wahrgenommen werden können“.
In der Problembeschreibung des Entwur-
fes heißt es weiter: Die Aufrechterhaltung 
der Funktionsfähigkeit in diesen Arbeits-
bereichen (Wach- und Wechseldienst) 
infolge personeller Einschränkungen 
und weiter zunehmender Arbeitsver-
dichtung gestaltet sich problematisch.
Bei diesen Feststellungen wird deutlich, 
dass die Gründe für die in Rede stehende 
Problematik zugegebener Maßen in der 
besonderen Schwere des Dienstes, der 
unbefriedigenden Personalsituation und 
der altersbedingten nachlassenden Leis-

tungsfähigkeit in physischer wie in 
psychischer Weise begründet liegen.
Der vorliegende Entwurf beschäftigt sich 
nicht ansatzweise damit, wie diese Prob-
leme zukünftig besser bewältigt werden 
sollen. Mehr noch, es drängt sich der 
Verdacht auf, dass man die gesundheit-
lichen Belastungen und Einschränkun-
gen, die der Wach- und Wechseldienst 
im Laufe der Jahre mit sich bringt, als 
gegeben hinnehmen will. Diese Ein-
schätzung unterstreicht eine Äuße-
rung des Landespolizeipräsidenten, bei 
der er zu dem Ergebnis kommt, dass 
der Dienstherr im Rahmen der gelten-
den Gesetze seiner Fürsorgeverpflich-
tung grundsätzlich nachkommen will. 

Häufige Einsätze und ein immer gewaltbereiteres Klientel stellen eine hohe Belastung dar
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Hierzu ist festzustellen, dass die Fürsor-
geverpflichtung des Dienstherrn nach 
Artikel 33 Grundgesetz Verfassungsrang 
hat und ein Infragestellen dieser Ver-
bindlichkeit bereits den Eindruck erweckt, 
dass es sich hierbei um kein beson-
ders zu schützendes Rechtsgut handelt.
Auch der Untertitel auf dem Deckblatt 
dieses Entwurfes „ Der Weg von der An-
tragstellung bis zur Ruhestandsverset-
zung“ antizipiert, dass inhaltlich keine 
Befassung mit den Ursachen stattfin-
det und die klare Diktion dieses Regel-
werkes die Ruhestandsversetzung ist.
Gemäß Artikel 33 GG wären aus fürsor-

gerischer Sicht die 
freie Heilfürsorge 
für Polizeivoll-
zugsbeamtinnen 
und –beamte sowie 
die Durchführung 
von Vorsorgekuren 
als geeignete Mit-
tel zu benennen. 
Ein Blick über die 
Grenzen des Lan-
des Hessen macht 
deutlich, dass an-
dere Bundesländer 
hier besser auf-
gestellt sind. So 

Viele unterschätzen die Summe der Belastungen

 Otfried Würtz verabschiedet 
Gewerkschaftliches Urgestein scheidet aus dem Personalrat aus

Otfried (Otto) Würtz trat am 2. April 1973 
erstmalig durch die Pforten der Bereit-
schaftspolizeiabteilung in Mühlheim. Die 
Vorstellung des 18jährigen war damals::
Ich will der Schutzmann vom Land werden.
Es war die Zeit der Veränderungen in 
unserem Land, was sich auch auf die 
damalige Ausbildung ausgewirkt hat-
te. Die RAF, Baader/Meinhof, Palästina 
und deren Konflikte nahmen einen gro-

genießen in den Ländern: Baden-Würt-
temberg, Bremen, Hamburg, Mecklen-
burg Vorpommern, Nordrhein-West-
fahlen, Sachsen Anhalt, Sachsen und 
Schleswig Holstein die Polizeibeam-
tinnen und -beamten freie Heilfürsor-
ge in unterschiedlichen Ausführungen.  
Wer sich bereits viele Jahre im Wech-
selschichtdienst befindet, oder ab ei-
nem Alter von 35 – 40 Jahren noch im 
Wechselschichtdienst seinen Dienst 
versieht, dem wird von den Ländern Ba-
den- Württemberg, Bremen, Hamburg, 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-
Holstein eine Vorsorgekur gewährt. 

Aus gewerkschaftlicher Sicht muss es für 
den Bereich des hoch belastenden Wech-
selschichtdienstes zu einem Umdenken 
kommen, um der wachsenden Zahl der 
nur noch eingeschränkt dienstfähigen 
Kolleginnen und Kollegen gerecht zu 
werden. Hierzu ist es erforderlich, eine 
Bestandsanalyse in Form einer wissen-
schaftlichen Befragung der Kolleginnen 
und Kollegen im Wechselschichtdienst in 
Auftrag zu geben, wie dies beispielswei-
se in den Ländern Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein Westfalen durchgeführt wurde.
Ohne fundierte Erkenntnisse über die 
Ursachen der steigenden Zahlen in 
diesem Bereich ist es geradezu fahr-
lässig, den weiteren Umgang mit die-
sem Problem neu zu organisieren.
Die Gewerkschaft der Polizei wird sich 
dafür stark machen, dass die Ursachen 
der hohen Zahl von PVB mit funktions-
bezogenen Tätigkeitseinschränkungen 
erforscht werden. Nur wenn man die 
Fakten kennt, die für die hohe Zahl der 
Ausfälle in diesem Bereich ursächlich 
sind, ist ein verantwortungsbewusster 
Umgang mit dem Problem erreichbar.
Wir werden an dieser Stelle über 
den weiteren Fortgang berichten.

Andreas Grün

 Holger Schmidt, Otfried Würtz, Andreas Grün

ßen Teil  der Ausbil-
dung in Anspruch.
Sein Leitspruch war 
immer: „Wer et-
was mitbewegen 
will, der muss auch 
mit anschieben und 
Ideen einbringen“.
1978 wurde Otfried 
Würtz in den Wet-
teraukreis versetzt, 
nachdem er in Frank-
furt/Main sich die 
ersten Polizeisporen 

verdient hatte und  hier die damals ak-
tuellen gesellschaftspolitischen Probleme 
miterlebte  - hier sei nur RAF/Kettenhof-
weg/Baader/Meinhof  RMV- Konflikte –
genannt. Im selben Jahr wechselte Otfried 
Würtz auch in die Kreisgruppe Büdingen.
Nach kurzer Zeit war er Beisitzer und spä-
ter dann 12 Jahre lang Kassierer, bevor er 
dann stellv. Kreisgruppenvorsitzender und 
danach Kreisgruppenvorsitzender der KG 

Büdingen wurde. Dieses Amt führt er noch 
heute aus und wird es auch bis zu seiner 
Pensionierung in zwei Jahren inne haben. 
Otfried war bis zum Jahr 2001 Perso-
nalratsmitglied bei der PD Wetterau und 
nach der erneuten Umstrukturierung als 
Nachrücker und GdP-Vertreter im Perso-
nalrat des PP MH tätig. Während dieser 
Zeit hat er sich immer nach Kräften für 
die Belange der Kolleginnen und Kolle-
gen eingesetzt. Mit Otfried Würtz ver-
lässt ein altgedienter und erfahrener Ge-
werkschafter die personalrätliche Bühne. 

Lieber Otto, die GdP möchte sich auf diesem 
Wege nochmals ganz herzlich für die vie-
len Jahre Deines Engagementes bei Dir be-
danken. Wir wünschen Dir für die Zukunft 
alles Gute und hoffen, dass Du uns in der 
GdP-Arbeit noch lange unterstützen wirst.

Andreas Grün



// GdP Service / Nachruf //

GdP  -  Literaturdatenbank

Ein besonderer Service - nicht nur für Studierende
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Literaturdatenbank

Die GdP ist die einzige Polizeigewerk-
schaft, die über eine eigene Literatur-
datenbank verfügt, die sie allen Mit-
gliedern zur kostenfreien Nutzung im 
Internet anbietet.

Sie ist Ende der 80er Jahre aufgebaut 
worden. Sie umfasst insgesamt 34.000 
Datenbankeinträge, davon mehr als 
26.000 Fachaufsätze. Gerade unsere 
Studierenden können aus diesem riesi-
gen Fundus unmittelbar und exklusiv als 
GdP Mitglieder frofitieren.

Die Inhalte sind stets aktuell und von 
jedem internetfähigen PC abrufbar.Wo 
immer nachgewiesene Literatur im In-
ternet frei verfügbar ist, ist der direkte 
Aufruf der Texte durch Verlinkung mit 
nur einem Mausklick möglich

Hermann Ruhl mit 97 Jahren gestorben

Nach einem erfüllten Leben schlief am 01. Juli 2012 unser langjähriges 
Mitglied Hermann Ruhl im Alter von 97 Jahren friedlich ein.

Hermann RUHL begann im Januar 1939 in Offenbach seine polizeiliche 
Laufbahn. Während des Krieges zog er drei Mal nach Russland und kam 
nach Entlassung aus der Gefangenschaft im Jahr 1945 zur Dienstverrich-
tung nach Gießen.
Im Februar 1946 trat er zunächst in die Gewerkschaft ÖTV ein und wur-
de Funktionär im Landesvorstand. Später erfolgte die Übernahme in die 
Gewerkschaft der Polizei. 
Stolz blickte er immer zurück auf seine 25-jährige Personalratsarbeit, davon 
20 Jahre als Vorsitzender bei der kommunalen und der später verstaatlich-
ten Polizeidirektion Gießen. 

Wir werden Hermann Ruhl ein ehrendes Andanken bewahren.
Holger Schmidt

Nachruf



//auswirkungen des Föderalismus //

Was ist die Polizei in Hessen wert

Schlechte Noten für Hessen im Ländervergleich
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Die Besoldungsübersicht der Anfang-
sgrundgehälter aller Bundesländer macht 
deutlich, wohin die Reise des Föderalismus 
führt. Von wegen Hessen habe die am 
besten bezahlte Polizei!? Im Vergleich 
aller Bundesländer belegen wir nach 
der u. a. Tabelle einen unrühmlichen 15. 
und damit drittletzten Platz! Es ist eine 
Schande, wie sich die Dinge entwickeln. Es 
kann und darf nicht sein, dass ein Polizist 
in der Besoldungsstufe A10 in Hessen für 
die gleiche Tätigkeit sage und schreibe 
167,60 € weniger Grundgehalt bekommt 
als sein Kollege bei der Bundespolizei. 

Noch bedrückender wird die Situation, 
wenn man sich die Stellensituation 
ansieht. In Hessen haben wir rund 24 % der 
Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten 

in den Besoldungsgruppen A 11 - A 13. 
In Nordrhein-Westfalen hingegen sind 
rund 42 % in den Besoldungsgruppen 
A 11 - A 13. Außerdem genießen die 
Kolleginnen und Kollegen in NRW 
freie Heilfürsorge bis einschließlich 
A 16. So sieht gewollte Fürsorge des 
Dienstherrn in einer Zeit zunehmender 
Gewalt gegen Polizeibeamte aus.

Schöne Worte haben wir genug gehört. Die 
Fakten sprechen eine andere Sprache. Es 
ist an der Zeit, dass diese Landesregierung 
Zeichen für ihre Polizei setzt. Die geplante 
Änderung der Beihilfeverordnung mit 
dramatischen finanziellen Auswirkungen 
konnte durch den massiven Protest der 
GdP verhindert werden. Offenbar hat 
man noch rechtzeitig erkannt, wie eine 

Mehrbelastung im gesundheitlichen 
Fürsorgebereich bei den Polizistinnen 
und Polizisten angekommen wäre. In 
einer Zeit der zunehmenden Gewalt 
gegen Polizeibeamte und einer selbst 
vom LPP geäußerten zunehmenden 
Arbeitsverdichtung, die sich immer 
mehr unmittelbar auf die Gesundheit 
der Kolleginnen und Kollegen auswirkt, 
wäre dies einem Offenbarungseid 
gegenüber den besonderen Belastungen 
des Polizeiberufes gleichgekommen.

Unsere Kampagne „DUZ - 5 Euro pro 
Stunde“ passt genau in diese Szenerie. 
Seit fast 20 Jahren hat es keine 
deutliche Anpassung dieser wichtigen 
Zulage mehr gegeben. Eine deutliche 
Wertschätzung dieser in einem hohen 

Maße belastenden Arbeit ist mehr als 
überfällig. Wer hier wegsieht und sich in 
permanenten Beschwichtigungsphrasen 
verliert, der wird in wenigen Jahren den 
Kollaps im Schicht- und Wechseldienst 
erleben. Deutlich mehr Geld und die 
Anhebung des Zusatzurlaubes auf 6 Tage 
müssen dringend umgesetzt werden. 
Natürlich braucht es auch zusätzliche 
Beförderungsmöglichkeiten, um den 
Schichtdienst attraktiver zu machen 

und um die Kolleginnen und Kollegen 
dazu zu bewegen, einen großen Teil 
ihres Dienstes gerne im Schicht und 
Wechseldienst zu verbringen. Nordrhein-
Westfalen lässt wieder schön grüßen und 
zeigt mit vorbildlichen Stellenplänen, wie 
Wertschätzung bei der Polizei aussehen 
kann. Innere Sicherheit darf nicht 
zum Spielball von politischen Launen 
werden oder einem haushaltsbedingten 
Auf- und Ab unterliegen. Wir 

fordern endlich deutliche Zeichen 
der Wertschätzung unserer Arbeit.

Wer in Hessen nochmal versucht, im 
gesundheitlichen Fürsorgebereich bei der 
Polizei den Kolleginnen und Kollegen in 
die Tasche zu greifen, der muss mit einem 
breit organisierten Widerstand über die 
Grenzen der Polizei hinaus rechnen.

AG



// Versetzungen //

43 neue Kollegen/innen in Mittelhessen

Dringend erwartete Verstärkung trat am 1. August den DieNSt an

16 //

Mit Wirkung zum 1. 8. 2012 wurden insgesamt 43 neue Kolleginnen und Kollegen zum Polizeipräsidium Mit-
telhessen versetzt. Für viele ging damit ein lang ersehnter Wunsch in Erfüllung. Die allermeisten der neuen Kolle-
ginnen und Kollegen kommen vom PP Frankfurt am Main. Polizeipräsident Manfred Schweizer und der stellvertre-
tende Personalratsvositzende Andreas Grün begrüßten die neuen Kolleginnen und Kollegen und hießen sie  in 
Mittelhessen herzlich willkommen. Im Anschluss stellte Christian Weingarten von der Abteilung Einsatz das Orga-
nigramm und die Strukturen des PP Mittelhessen vor. Nach dem obligatorischen Gruppenfoto führte Stefan Lenz 
von der Wachpolizei die „Neuen“ durch die Liegenschaft. Andreas Grün überreichte im Anschluss noch ein Begrü-
ßungsschreiben der GdP Mittelhessen mit den Ansprechpartnern in den jeweiligen Kreisgruppen. Die  GdP  wünscht 
allen neuen Kolleginnen und Kollegen viel Erfolg und Zufriedenheit bei der Arbeit in den neuen Dienststellen.



// Eine dienststelle stellt sich vor //

Regionaler Verkehrsdienst Gießen

Der regionale Verkehrsdienst Gießen (RVD GI) ist einer von vier regionalen Verkehrsdiensten im Polizeipräsidium 
Mittelhessen. Stellvertretend für die anderen Verkehrsdienste stellen wir in diesem POLIZEIREPORT am Beispiel 
des RVD Gießen diese Dienststelle vor. 
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Die Verkehrsdienste haben drei große 
Aufgabenfelder: 

Jugendverkehrserziehung

Verkehrssachbearbeitung

Verkehrsüberwachung

Jugendverkehrserziehung

Die durch Erlass des HMdI geregelte Ju-
gendverkehrserziehung bewältigt der 
RVD Gießen  für das Gebiet des Landkrei-
ses Gießen  in drei Jugendverkehrsschulen 
(JVS).  Die JVS in Gießen (Ringallee) und 
die JVS in Hungen (hinter der Gesamt-
schule) werden als sogen. „stationäre“ 
Einrichtung, also mit festem Parcours auf 
festem Gelände und in festen Gebäuden, 
betrieben. 

Darüber hinaus verfügt der RVD Gießen 
noch über eine sogen. „mobile“ JVS. 
Hier ist das notwendige Equipment 
auf einem 7,49 to LKW verladen und 
die Beamten dieser JVS betreuen 
insbesondere die Schulen, für die es 
zu weit, zu umständlich oder zu teuer 
wäre, in die ortsfesten JVS zu kommen. 

Im Bereich der Jugendverkehrserziehung 

arbeiten beim RVD GI insgesamt vier Voll-
zugsbeamte und nach Öffnung dieses Ar-
beitsfeldes für die Wachpolizei auch zwei 
zum RVD GI umgesetzte Wachpolizisten.

Neben der praktischen Radfahrausbil-
dung in den vierten Schulklassen über-
nehmen die Jugendverkehrserzieher auf 
Anforderung auch die Beschulung der 
Vorschulkinder in den Kindergärten, be-
suchen Elternabende, halten Vorträge in 
Vereinen und Verbänden, nehmen an Ein-
sätzen teil und organisieren eigenstän-
dig Verkehrskontrollen von Radfahrern.

Verkehrssachbearbeitung 

Im Bereich der Verkehrssachbearbeitung 
arbeiten beim RVD GI zwei Vollzugsbeamte.

Sie bringen hauptsächlich in Zusam-
menarbeit mit den Straßenverkehrs-
behörden den polizeilichen Sach-
verstand bei allen Fragen rund um 
den öffentlichen Straßenverkehr ein.

Dies geschieht insbesondere durch 
schriftliche Stellungnahmen zu den ver-
schiedensten Problemstellungen, seien es 
Straßenbaumaßnahmen, Fragen der Be-
schilderung, Veranstaltungen mit Auswir-
kung auf den Straßenverkehr, Genehmi-
gung von Schwertransporten und Vieles 
andere mehr. Weiten Raum bei der Ver-
kehrssachbearbeitung beansprucht auch 
die polizeiliche Aufarbeitung und Analyse 
der von den Dienstgruppen aufgenom-
menen Unfälle mit Hilfe der „elektroni-
schen Unfalltypensteckkarte“ (Euska).

Nach Abschluss der Qualitätssicherung 
werden die Daten dem Statistischen Lan-
desamt in WI übermittelt, welches die In-
formationen anderen Organisationen wie 
z. B. Versicherungsträgern, Straßenbau-
verwaltungen etc. zur Verfügung stellt.

 Verkehrsüberwachung

Eine weitere Kernaufgabe der 
Verkehrsdienste ist die spezialisierte 
Verkehrsüberwachunng. Diese gliedert 
sich wiederum auf in die Einzelfelder 
G e s c h w i n d i g k e i t s ü b e r w a c h u n g 
Zweiradüberwachung, Kontrollen des 
gewerblichen Güter und Personenverkehrs. 

Zur Geschwindigkeitsüberwachung 
stehen den Verkehrsdiensten eine ganze 
Reihe von Messgeräten zur Verfügung. 

LKW der Jugendverkehrsschule

Radfahrausbildung

Riegl - Messung

Riegl-Laserpistole

Lichtschrankenanlage Fa. ESO



// Eine dienststelle stellt sich vor //
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Am häufigsten wird im mittelhessischen 
Bereich dabei die PSS-Anlage (PSS = 
Police Scan Speed) der Firma Vitonic in 
Wiesbaden eingesetzt. Diese Messanlage 
kann sowohl aus dem Fahrzeug als auch 
abgesetzt vom Stativ betrieben werden. 
Bei der Auswertung sind die Zeiten der 
händischen Auswertung des im Labor 
entwickelten Films am Betrachtungsgerät 
längst passé. Heutzutage werden 
die Messdaten am PC bzw. Laptop 
ausgewertet und der Ahndungsstelle per 

CD zur Verfügung gestellt. Als neueste 
Überwachungstechnik wird bei den Ver-
kehrsdiensten die XV3-Kamera des Wetz-
larer Herstellers Leivtec eingesetzt. Neben 
diesen Geräten finden auch die Licht-
schrankenlage der Firma  ESO und die 
Riegl FG 21 P, die sogen. „Laserpistole“  , 
Verwendung bei den Verkehrsdiensten. 

Zur mobilen Geschwindigkeitsüberwa-
chung verfügt die Verkehrsinspektion zu-
dem noch über ein sogen. „ProVida“-Fahr-
zeug (ProVida = Proof Video Data System). 
Dieses Fahrzeug, ein stark motorisierter 
530iger BMW, ist beim RVD GI stationiert.  
Hiermit ist es möglich, im fließenden 
Verkehr gezielt die „richtigen“ Schnell-
fahrer herauszupicken und zur Verant-
wortung zu ziehen. Nicht unterschätzt 

werden darf hierbei der Effekt, dass 
dem Verkehrssünder direkt im Fahr-
zeug seine Verfehlung mitsamt Mes-
sergebnis vorgespielt werden kann.  
Im Bereich der Zweiradüberwachung 
verfügt der RVD GI glücklicherweise 
über „den“ Zweiradspezialisten in Hes-
sen. POK Uwe Wiltschka kennt in den 
motorisierten Zweirädern sprichwört-
lich „jede Schraube mit Vornamen“. 
Mit Hilfe seiner technischen Ausrü-
stung, u. a. einer mobilen Rolle zur Ge-
schwindigkeitsmessung, ist es ihm bis-
lang noch immer gelungen, Manipula-
tionen aufzudecken und nachzuweisen.

Seine Arbeit ist von derart hoher Quali-
tät, dass, in Absprache mit der Staats-
anwaltschaft Gießen, seine Gutachten 
von der Strafverfolgungsbehörde in be-
stimmten Fällen gleich dem Gutachten 
eines KFZ-Sachverständigen anerkannt 
werden. Mittlerweile hat sich der Ser-

vice, die sichergestellten motorisierten 
Zweiräder beim RVD GI untersuchen zu 
lassen, in den mittelhessischen Dienst-
stellen herumgesprochen und es wird 
ausgiebig davon Gebrauch gemacht. 
Der dritten Facette der speziali-
sierten Verkehrsüberwachung, der 
Kontrolle des gewerblichen Perso-
nen- und Güterverkehrs, widmen sich 
beim RVD GI insgesamt drei Beamte.  
Auch in diesem Bereich gehört eine 

große Menge Fachwissen und das 
nötige Instrumentarium dazu, die 
Aufgabe bewältigen zu können. 
Wichtigstes Hilfsmittel ist hierbei 
der Kontrollbus, über den der RVD 
GI seit etwa zwei Jahren verfügt. 

Für die anderen Verkehrsdienste ist 
zu hoffen, dass es mit dieser erstma-
ligen Beschaffung nicht getan war.   
Im Kontrollbus kann das notwendige Ge-
rät wie Radlastwaage, Höhenmessgerät, 
Leiter, Werkzeug, Rollbrett, Schutzausrü-
stung, Absperrmaterial und Vieles andere 
mehr zu Kontrollen mitgeführt werden. 

Das Fahrzeug verfügt außerdem über 
zwei Arbeitsplätze mit der Mög-
lichkeit, über einen anzuschlie-

Videoanlage Pro Vida im Fahrzeug

Dienstkrad 650

Zweiradrolle zur Geschwin-
digkeitsmessung 

Bei Verkehrsüberwachung festgestellt: Durchgerosteter LKW Rahmen
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ßenden UMTS-Laptop auf das polizeiliche Intranet und damit 
auf die Arbeitsplatzdaten zugreifen zu können. Die Möglich-
keit, sich evtl. notwendigen Unterlagen durch Speditionen etc. 
per Mail zusenden zu lassen, ist ein weiterer großer Vorteil. 

Die Kontrolle des Schwerverkehrs ist, sofern man seine Aufga-
be ernst nimmt, keine Sache von wenigen Minuten. Es seien 
hier beispielhaft die Kontrollfelder Fahrzeug- und Fahrerdo-
kumente, Fracht-/ Ladepapiere, Sozialvorschriften/ Kontroll-
gerät, Fahrzeugtechnik, Ausrüstung und die Ladungssiche-
rung genannt. Man kann sich auch hier leicht vorstellen, dass 
es dazu einer Menge Fachwissen bedarf. Fachwissen, das 
sich die Spezialisten des RVD GI neben den Lehrgängen an 
der HPA auch in gemeinsamen Fortbildungsveranstaltungen 
mit TÜV, DEKRA, IHK etc., dem Besuch von Messen und Aus-
stellungen sowie der Teilnahme an Veranstaltungen anderer 
polizeilicher und außerpolizeilicher Institutionen aneignen.

Richtig kompliziert wird es dann zudem, wenn Gefahrgut ins Spiel 
kommt. Für den Bereich des RVD GI kann hierzu gesagt werden, 
dass die Zusammenarbeit, die gemeinsame Weiterbildung und die 
gemeinsamen Kontrollen mit anderen Gefahrgutüberwachungs-
dienststellen von Stadt, Kreis und Regierungspräsidium „laufen“. 
Bei der Vorstellung eines RVD darf aber auch die hohe Einsatzbe-
lastung nicht unerwähnt bleiben. Bei nahezu allen polizeilichen 

Lagen, die mit einer BAO bewältigt werden müssen, wird ein 
Verkehrsabschnitt eingerichtet.Auch hier ist wieder die speziel-
le Ausrüstung und Ausbildung der Verkehrsdienstler gefordert.  

Abschließend kann man sagen, dass die Arbeit in den Ver-
kehrsdiensten zwar einerseits auf das Themenfeld „Ver-
kehr“ festgelegt ist, andererseits aber innerhalb die-
ses Themenfeldes durchaus die Möglichkeit besteht, 
sich besonders zu spezialisieren und zu qualifizieren.

Mit ein Grund dafür, dass uns „Verkehrsdienstlern“ unse-
re Arbeit Spass macht und wir überzeugt sind, durch die 
qualifizierte und spezialisierte Verkehrsüberwachung un-
seren Beitrag zur Sicherheit im Straßenverkehr zu leisten.

Text und Fotos: Diethelm Düfert

Lkw Reifen der „besonderen“ ArtÜberladener Anhänger 

// Eine dienststelle stellt sich vor //

Info -  Bezirksgruppe Mittelhessen  -  info

An dieser Stelle möchten wir nochmals darauf hinwei-
sen, dass die GdP-Bezirksgruppe Mittelhessen einen 
Mailverteiler hat, über den die Mitglieder aktuell und 
schnell über alles Neue informiert werden. Wer diesem 
Mailverteiler noch nicht beigetreten ist, der kann dies 
gerne tun. Bitte eine Mail mit dem Stichwort „Mailver-
teiler“ senden an:

gdp.mittelhessen@t-online.de  

An die gleiche Adresse können auch Berichte, Fotos und 
Anregungen geschickt werden, die wir gerne veröffent-
lichen.



// Schwerbehindertenrecht //

die schwerbehindertenvertretung

Ein Einblick in das Schwerbehindertenrecht
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Im Sinne des Gesetzes 
sind Menschen dann behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geisti-
ge Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit län-
ger als 6 Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abwei-
chen und daher Ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. 

Schwerbehindert sind Personen,
mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 50, sofern sie ihren Wohnsitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt rechtmäßig im Geltungsbereich des Gesetzes Bun-
desrepublik Deutschland) haben, oder rechtmäßig im Geltungsbereich des Geset-
zes ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 73 IX SGB ausüben. 

Die Schwerbehinderteneigenschaft 
stellt das für den Wohnort zuständige Hessische Amt für Versorgung und Soziales 
- Versorgungsamt - (HAVS) auf Antrag nach § 69 SGB IX fest. Außerdem die Be-
hinderung, den Grad der Behinderung (GdB) und gegebenenfalls weitere gesundheit-
liche Merkmale für die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen (§ 69 SGB IX). 

Meist starten wir alle mit bester Gesundheit in unser Berufsleben und machen uns keine Gedanken darüber. Das Leben steckt 
voller Überraschungen und wir werden mit Ereignissen konfrontiert, die uns vor neue Herausforderungen stellen. So geschieht es, 
dass in der Familie oder bei einem selbst eine chronische oder auch sehr ernsthafte Erkrankung festgestellt wird.
Diese Feststellung ändert manchmal das Leben sehr gravierend. Nicht nur im privaten Bereich, sondern auch im dienstlichen 
Bereich können Änderungen notwendig sein.
Hier gibt es innerhalb der Arbeitswelt Möglichkeiten, sich beraten und stützen zu lassen. Eure Ansprechparten im Bereich der 
polizeilichen Dienststellen sind neben der Personalabteilung, dem Personalrat, der Personalberatung die Mitglieder der Schwerbe-
hindertenvertretung.
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Ansprechpartner in
Mittelhessen

Ute Schaft-Paetow, V 33,                
0641/7006-1331

Anja Schmidt, PST GI Süd,               
0641/7006-3555

Uwe Clees,: RKI WZ, K 23          
06441/918-333

Andreas Seipp, PSt Marburg,        
06421/406-236

Ralf Martinez, ZT Friedberg,       
06031/601-205

Per Mail erreichbar: 
Schwerbehindertenvertretung.ppmh@
polizei.hessen.de

Ute Schaft-Paetow, 
Vertrauensperson für schwerbinderte 
Menschen im PP Mittelhessen

Hierzu möchte ich Euch einen Überblick geben:

Die Schwerbehindertenvertretung (SBV) wird, gem. Sozialge-
setzbuch IX, Schwerbehindertenrecht, von den beim Polizeiprä-
sidium beschäftigen schwerbehinderten Menschen im Turnus 
von vier Jahren gewählt. Die Schwerbehindertenvertretung setzt 
sich zusammen aus der Vertrauensperson für schwerbehinderte 
Menschen und den stellvertretenden Mitgliedern. 
Organisatorisch ist die SBV bei der Behördenleitung angeglie-
dert, die Aufgabe wird im Nebenamt ausgeführt.
Zwei grundsätzliche Aufgabenbereiche bestimmen die Arbeit der 
Schwerbehindertenvertretung:
Die Beratung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, welche von 
Behinderung bedroht oder unmittelbar betroffen sind.
Die Förderung der Eingliederung, Interessenvertretung gegen-
über der Behördenleitung sowie Beratung der Behördenleitung 
i.S des Schwerbehindertenrechtes sowie die Überwachung der 
Einhaltung der einschlägigen Verordnungen, Gesetze.
 

Auf der nächsten Seite findet ihr 
beispiele aus der Praxis:
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schwerbehindertenvertretung
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Bereits in der Phase der längeren Arbeitsunfähigkeit steht Euch die Vertrauensperson auf Wunsch beratend zur Seite.
In dieser Zeitspanne kann es, z.B. durch den behandelnden Arzt, zu der Empfehlung kommen, einen Antrag auf Anerkennung einer 
Schwerbehinderung zu stellen.
Beratung durch die Vertrauensperson der schwerbehinderten Menschen, die Antragsvordrucke gibt es in elektronischer Form. Be-
sonderheiten werden im persönlichen Gespräch beleuchtet.
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Für alle Bediensteten gilt, dass begleitend zu den oben beschriebenen
Abläufen die SbV zu jeder Zeit berät, begleitet u. stützt. 
Die SbV agiert immer vertraulich und unabhängig.
Weiterhin wird das Team des Betrieblichen Eingliederungsma-
nagements (gem. Schwerbehindertenrecht) auf Euch zukommen 
und Gespräche anbieten. Gemeinsame Beratung, wie es im Ar-
beitsalltag weiter gehen kann. Ob Arbeitshilfen (z.B. in Form von 
Büroausstattung), eine Änderung der Tätigkeit oder des zeitli-
chen Umfanges (bis hin zu Umsetzung) nötig und möglich ist.
Gemeinsames Ziel von allen Beteiligten ist die Rückkehr in den Dienst.  Sollte 
das aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich sein, geht es weiter mit:

Seniorenseminar Hessen 2012
Auch in diesem Jahr führt der Landesseniorenvorstand der GdP Hessen wieder ein Seniorensemi-
nar durch. Eingeladen dazu sind alle Rentner/innen und Pensionär/innen mit Partner/in. Eingeladen sind 
auch die Mitglieder, die kurz vor der Pensionierung stehen. Es ist ein Eigenbeitrag zu leisten von 20 Euro.

Vorgesehene Themen: Erben und Vererben, Wohnen im Alter, Pflegereform, Verkehrs-
recht für ältere Menschen, Bericht des GdP-Landesvorsitzenden Jörg Bruchmüller.

Seminartermin: 30./31. Oktober  2012, Beginn: 9 Uhr, Ende am 31.10. um 13 Uhr

Ort: Gasthaus „Zur Krone“, Am Stadttor 2, 36142 Tann/Rhön, Telefon: 06682-213, 
Webseite: www.krone-tann.de

Anmeldungen an: Ruth Brunner, GdP Hessen, Wilhelmstr. 60a, 65183 Wiesbaden, Fax: 
0611-9922727, E-Mail: rbrunner@gdp-online.de, Anmeldungen nur schriftlich.

Nähere Auskünfte: Norbert Weinbach, Lindenstr.7, 64653 Lorsch, Telefon: 06251-
52889 oder 01525-6121912, E-Mail: norbert.weinbach@online.de  und bei den Senioren-
vertretern der Bezirksgruppen.                
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GdP-Senioren wollen mehr Rechte

Position der Senioren beim „Süddeutschen Treffen“ erörtert
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Sowohl im Grundsatzprogramm als auch 
in der GdP-Satzung sollte die Position und 
Bedeutung der Senioren besser verankert 
werden, war eine der Forderungen beim 
„Süddeutschen Treffen“ der GdP-Senioren 
im Juni in Tann in der Rhön. Hessen hat-
te dieses Treffen in diesem Jahr ausge-
richtet. Gekommen waren Vertreter der 
Länder/Bezirke Bayern, Saarland, Rhein-
land-Pfalz, Baden-Württemberg, Bundes-
kriminalamt und Sachsen. Die Vertreter 
Thüringens hatten sich entschuldigt. Aus 
Hessen nahmen die Landesvorstands-
mitglieder Gerhard Lehmann, Hermann 
Müller, Harald Dobrindt und Norbert 
Weinbach teil. Getagt wurde im Gasthaus 
„Krone“, dessen Wirt wegen seiner Gast-
freundschaft und seines guten und reich-
haltigen Essens besonders gelobt wurde. 

Satzungskongress 2013 fällt aus
Der Wegfall von Personengruppen und 
Fachausschüssen, die Reduzierung der 

Unter dem Standbild des Freiherrn Eberhard von der Tann posierten 
die Teilnehmer des „Süddeutschen Treffens“ der GdP-Senioren.

Senioren

in der

GdP

Delegiertenzahlen für den Bundeskon
gress und die vorgesehene Verlängerung 
der Legislaturperiode waren einige der 
Punkte, die laut Bundesvorstand der GdP 
in der Satzung geändert werden sollten. 
Das könne nach Meinung der süddeut
schen GdP-Senioren nur schwer akzeptiert 
werden. Die Zahl der Delegierten solle von 
250 auf 170 gekürzt werden. Man könne 
auch, so die Senioren, die Zahl abhängig 
machen von der jeweiligen Mitgliederzahl 
der Landesverbände. Mit der Reduzie-
rung der Delegiertenzahlen sollten wohl 

kleine Landesbezirke 
geschwächt, große 
aber gestärkt werden, 
war das Ergebnis der 
Diskussion. Skeptisch 
sahen die Senioren 
diese Änderungen, 
weil es scheinbar nur 
ums Geld gehe. Das 
dürfe eigentlich nicht 
sein. Es erwecke den 
Eindruck, dass die 
gewerkschaft l iche 
Arbeit eingeschränkt 
werden solle. Die Fra-
ge tauchte auf, ob 
man die Personen-
gruppe der Senioren, 
deren Zahl immer 
zunehme, schwä-
chen wolle. Da abzuse
hen war, dass es 
für diese Satzungs-
änderungen keine 
Zweidrittelmehrheit 
geben werde (JUN-
GE GRUPPE und 
Frauengruppe wollen 
nicht zustimmen), 
wurde der für 2013 

vorgesehene Satzungskongress in Ful-
da abgesagt. Der bisherige Satzungs-
entwurf solle noch einmal überarbeitet 
werden. Die Senioren stellten fest, dass 
die GdP aufgrund ihrer Mitgliederstär-
ke im DGB zwar eine „kleine“ Gewerk-
schaft sei, dass sie aber gesellschaftspo-
litisch eine große Außenwirkung habe. 
Die süddeutschen Senioren stellten auch 
die Frage, ob sie als Personengruppe nicht 
eine besondere Stellung in der GdP haben 
sollten. JUNGE GRUPPE und Frauengrup-
pe seien im Lager der Aktiven verankert 
und würden dort vertreten. Bei den Seni-
oren sei dies nicht der Fall. Deshalb wäre 
es zu überlegen, ob man in den jeweili-
gen geschäftsführenden Landes-/Be-
zirksvorständen und im GBV nicht einen 
stimmberechtigten Vertreter haben kön-
ne. Im Saarland und in Rheinland Pfalz 
gebe es dort einen Seniorenvertreter.
Das nächste Treffen der süddeut-
schen Senioren ist für September 
2013 in Rheinland-Pfalz geplant.  

Norbert Weinbach
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PPG bei den „Wetterauer-Fruechtchen.de“

Polizeipensionärsgemeinschaft Butzbach

Etwas ganz Besonderes versprach der 
herrliche Sonnentag mitten in der 
„Schafskälte“. Gut von den Verantwort-
lichen ausgeschildert, erreichten die 42 
Ehemaligen der PASt und PSt Butzbach 
den abseits von Gambach gelegenen Ur-
sprungsort der „Wetterauer-Früchtchen“ 
im Altstädter Feld. Norbert Weisel be-
grüßte alle recht herzlich und freute sich 
über die große Teilnahme. Der Dank galt 
vor allen Dingen der Fam. Klaus & Eri-
ka Reuhl mit Sohn Maximilian, die den 
Wirtschaftsbetrieb leiten und diesen Be-
such ermöglicht hatten; er endete mit 
dem traditionellen 3maligen „Tatü-Tata“. 
Mit einem Glas Erdbeersekt begrüßten 
uns die Gambacher (Royal‘s) „Reuhl’s“ 
und hießen uns herzlichst willkommen. 
Neben dem geschichtlichen Verlauf des 
nahe am Limes gelegenen Hofes in einer 
historischen Ackerbauregion mit seinen 
sandigen Böden, gewährten sie uns auch 
Einblicke in den wirtschaftlichen Ablauf. 
Im Einklang mit Natur und Umwelt werden 
hier nur bei Erreichen von Schadschwel-
len kontrolliert Pflanzenschutzmittel ein-
gesetzt, also auf ein Minimum begrenzt.
Während die Eltern sich mit den An-
bau von Weizen, Mais und Raps in einer 
Ackerbau KG beteiligen, konzentriert 
sich Sohn Maximilian auf den Anbau von 

Erdbeeren und Spargel. Er ist ausgebildeter 
Gärtnermeister, Fachrichtung Obstanbau.
Den größten Marktanteil hat dabei die 
Erdbeere, die mit Einsatz von fleißigen 

Erntehelfern aus dem osteuropäischen 
Ausland geschieht und deren Arbeitsbe-
dingungen sowie Lohn als beispielhaft 
einzustufen ist. Ein Teil der jährlichen Ge-
samternte von ca 200 t wird in Kühlhäu-
sern heruntergekühlt, die von der eigenen 
Photovoltaikanlage mit Strom versorgt 
werden. Ein eigener Tiefbrunnen gewähr-
leistet zudem, daß bei sommerlichen 
Höchsttemperaturen die örtliche Wasser-
versorgung nicht an ihre Grenzen stößt. Die 
Weiterverarbeitung der Früchte zu Sekt, 
Konfitüre, Brotaufstrich pp. erfolgt wei-
testgehend außerhalb in Spezialbetrieben.
Am Hof und auf ausgelagerten Fel-
dern wird die köstliche Frucht 
auch zum Selbstpflücken angebo-
ten, ist aber auch bei ausgesuchten 
REWE- und Edeka Märkten zu kaufen.

Dem interessanten Vortrag folgte ein 
wahrhaft erstklassiges Spargelessen. Ge-
reicht mit Schnitzel und Schinkenvariatio-
nen, wo auch klassische Soße Hollandaise 
nicht fehlen durfte. Und was als Nachtisch 
gar nicht fehlen durfte, war: Erdbeeren, 
aber bitte mit Sahne ! Zu allen Gerichten 
wurde reichlich auf- und nachgetragen.

Imker Metzger

// 25
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Danach waren eine Besichtigung der gesamten Produktionsstätten 
und ein Gang zu und durch die Erdbeerfelder angesagt. Hier konn-
te man auch die verschiedenen Erdbeersorten direkt probieren. 
Wieder zurück am Hof, kamen alle in den Genuß, auf Einladung 
der PPG bei Kaffee verschiedene Kuchensorten zu genießen. An-
schließend führte uns Alfred Metzger, ein passionierter 78jähriger 
Imker aus Gambach, zu seinen ca. 30 Bienenstöcken und machte 
uns neben den Geheimnissen der Imkerei und intensiver Arbeit u.a. 
auch mit der Aufzucht von Bienenkönigen vertraut. Die Reinheit 
des so gewonnen Honigs läßt sich in Qualität und Preis mit kei-
nem Discountermarktprodukt vergleichen und kann zudem dazu 
beitragen, die Beschwerden von Pollenallergikern zu reduzieren. 
Es war ein wunderschöner Nachmittag, der sicher-
lich unvergessen sein wird, und Norbert Weisel brach-
te es u.a. mit dem nachfolgenden Reim auf den Punkt:

Wir wünschen euch Glück auf allen Wegen, 
Ertrag auf den Äckern und reichsten Segen.

Eure Erdbeeren gleichen der Medizin,
der Erdbeer-Secco ist die größte Zauberin.

Der Spargel heilt so manche Wunden

und lässt die Menschen schnell gesunden.
Erdbeeren und Spargel gibt es nun zu jeder Zeit,
„Wetterauer Früchtchen“ sind eine Kostbarkeit.

Durch nichts sind sie zu ersetzen,
ein Jeder soll sich dran ergötzen

Dietmar Reichel

Jahreshauptversammlung KG Butzbach

Neuer Vorstand gewählt

Am  Dienstag, dem 26. Juni 2012, 
fand die Jahreshauptversammlung 
der GdP-Kreisgruppe Butzbach in 
der Gaststätte „Zum Stern“ statt.

Zunächst verlas der Kreisgruppenvorsit-
zende Egon Theiß den Rechenschaftsberi-
cht. In der sich anschließenden, teilweise 
emotional geführten, Diskussion sprach 
man sich über Versäumnisse und Erfolge 
der letzten Wahlperiode aus. Dabei gab 
es sowohl Licht als auch Schatten. Auch 
in der Gewerkschaft ist leider der Trend 
zu mangelndem ehrenamtlichen Engage-
ment unverkennbar. Dabei war es be-
sonders bedauerlich, dass einige junge 
Mitglieder des alten Vorstandes, auf Gr-
und beruflicher Veränderungen, ausge-
schieden waren. Trotzdem gab es auch 
über Erfolge zu berichten. Der Vorsit-
zende der GdP-Bezirksgruppe Mittelhes-
sen, Andreas Grün,  berichtete über die 
kürzlich stattgefundene Personalratswahl 
im Polizeipräsidium. Dabei konnte die GdP 
wiederum die absolute Mehrheit erringen. 
Und auch in das leidige Thema des, im 
Rahmen des Hessentages 2007, verspro-
chenen Neubaus für die Polizeistation 
und die Autobahnpolizeistation Butz-
bach scheint endlich wieder Bewegung 
zu kommen. Bei der sich anschließenden 
Neuwahl des Vorstandes wurde dieser 
gleichzeitig radikal verkleinert. Gewählt 

wurden: Egon Theiß als Vorsitzender, Rico 
Merker als Stellvertreter und Schriftfüh-
rer, Rainer Barwinek als Kassenwart und 
Norbert Weisel als Beisitzer und Vertreter 
der Pensionäre. Ein letzter wichtiger Pro-
grammpunkt waren die Ehrungen für 
langjährige Mitgliedschaft. Dabei wur-
den Norbert Weisel, Claus Meyer und 
Karl-Werner Häupl für 40 Jahre und Jür-
gen Hahn für 50 Jahre Mitgliedschaft 

geehrt. Besonders hervorzuheben war 
die 60-jährige Mitgliedschaft in der GdP 
von Jakob Müller und Walfried Rück. 

Beim anschließenden gemütlichen Bei-
sammensein wurde dann noch einmal 
gefachsimpelt, von alten Zeiten berich-
tet oder sich auch einfach nur erinnert.

Rico Merker

Von links: Andreas Grün, Claus Mayer, Karl-Werner Häupl, Norbert 
Weisel, Walfried Rück, Egon Theiß
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Werner Klein — ein urgestein geht von Bord

Ein Mann, den jeder im Polizeipräsidium Mittelhessen kennt, geht 
am 31. August 2012 in die sogenannte „Freiphase der Alterteilzeit“.  
Werner Klein hat in den letzten drei Jahren im Blockmodell die 
Arbeitsphase der Altersteilzeit erfolgreich absolviert und geht jetzt in 
die Freistellungsphase bis zum 31. August 2015. Kurz erklärt heißt das, 
er steht dem Polizeipräsidium Mittelhessen zukünftig nicht mehr mit 
all seinen tatkräftigen Unterstützungen, Ideen und Anregungen zur 
Verfügung. Besonders am Standort Ferniestraße und Karl-Glöckner-
Straße war allen bekannt: „Wenn´s klemmt, Werner hilft in allen 
Belangen. Aber nicht nur im arbeitstechnischen Bereich war er aktiv. 
Schon ein Jahr nach seinem Arbeitsbeginn beim PP Gießen engagierte 
er sich im Personalrat der damaligen Polizeiverwaltungsstelle und seit 
1999 im Personalrat des PP Gießen. Als Vertreter der Arbeitnehmer 
setzte er sich kämpferisch, kritisch und konstruktiv für deren Belange 
ein. Mitglied in Gewerkschaften ist Werner schon seit über 40 Jahren, 
zunächst bei der Gewerkschaft ÖTV, seit 1977 in der GdP. In den letzten 
15 Jahren kam der GdP-Bezirksgruppenvorstand Mittelhessen in den 
Genuss, Werner als aktives Vorstandsmitglied in seinen Reihen zu haben. 

Da Werner Klein nicht mehr für den Personalrat kandidierte, 
überreichten Andreas Grün und Holger Schmidt ihm im Namen der 
GdP eine kleine Aufmerksamkeit als Dankeschön für die langjährige 
Personalratsarbeit. Wir wünschen ihm für den neuen Lebensabschnitt, 
dass er bei bester Gesundheit lange Zeit den Ruhestand genießen kann.   

Holger Schmidt

„Wer soll das in Zukunft alles machen?“
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Sommerfest der KG Marburg / Biedenkopf

Sommerfest 2012 - Polizeimotorsportclub (PMC) Marburg und die
GdP Kreisgruppe Marburg – Biedenkopf feierten gemeinsam

// 29

Den großen Rahmen hatte wieder der PMC geschaffen. Die Kreis-
gruppe schloss sich auch in diesem Jahr wieder dem Sommerfest 
an. Die besten Voraussetzungen schuf das herrliche Sommerwet-
ter. Neben dem Polizeioldtimermuseum konnten die Besucher 
das Können der Reiterstaffel sowie der Diensthundeführer mit 
ihren Tieren bewundern. Ein Renner war auch wieder die Fahrt 
der Kinder im Beiwagen des Polizeimotorrades. Die Kollegen 

Hansi Riehl und Rainer Wiese bewiesen einmal mehr ihr Können 
und drehten ununterbrochen Runde um Runde mit den kleinen 
Gästen, die teilweise in einer langen Schlange warten mussten. 
Das Kinderkarussell und das Kinderschminken kamen ebenfalls 
gut an. Für die kulinarische Versorgung sorgte die Firma Tra-
ber, die ein großes Angebot an Essen und Getränken bereit hielt.
Die GdP – Kreisgruppe hatte gleich am Anfang des Gelän-
des eine GdP – Ecke eingerichtet. Auch gab es einen Werbe-
mittelstand. Brigitte Hoyer hatte wieder ganz tolle Sachen 
ausgesucht und präsentierte sie den interessierten Besuchern. 
Sie stand wieder den ganzen Tag im Pavillon, um die ange-
botenen Artikel zu erklären und dann zu verkaufen. Unter-
stützt wurde sie von „Signal/Iduna-Mann“ Werner Knobloch.
Obwohl durch Aushang in den Dienststellen sowie Pressemit-
teilung die Veranstaltung hinreichend bekannt gemacht wurde, 
war die Resonanz in der GdP – Ecke eher verhalten. 32 Mitglie-
der nahmen die Gelegenheit wahr, Essen- und Getränkebons in 
Empfang zu nehmen oder mal ein „Schwätzchen“ zu halten. Un-
sere Mitglieder Martin Kaiser, Ralf Zimmermann und Alexander 
Luzius unterstützten im Bereich der GdP – Ecke bzw. an der Ein-
trittskasse die Veranstaltung. Dafür ein herzliches Dankeschön.
Es war eine tolle Veranstaltung mit mehreren tausend Besuchern, 
im Rahmen derer die GdP auf sich aufmerksam machen konnte.

Text und Fotos: Lothar Luzius
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Zulage für Dienste zu ungünstigen Zeiten (DuZ)
Föderalismus muss auch gelebt werden -

Wir fordern eine Hessische Erschwerniszulagenverordnung
Durch die Inkraftsetzung des Beamtenstatusgesetzes in Hessen im Jahre 2009 und 
das in 2010 verordnete Gesetz zur Modernisierung des Dienstrechts (§ 4 DRModG I) 
wurden die Sätze der Erschwerniszulagen auf dem Stand 2006 eingefroren.      
Unsere Kolleginnen und Kollegen werden somit seit Jahren schlechter behandelt.
Das Land Hessen hat es bisher nicht geschafft oder gewollt, eine eigene 
Erschwerniszulagenverordnung im Rahmen der Kompetenzen des Föderalismus zu
verabschieden. Hier besteht dringender Nachholbedarf.

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) Hessen hat eine Kampagne zur Erhöhung der 
DuZ ins Leben gerufen, und es ist in der Zwischenzeit folgendes passiert:

14. Mai 2012 - Erste Gespräche mit Innenminister Boris Rhein (CDU)

02. Juli 2012 - Weiterer Gesprächsaustausch mit dem Innenminister

25. Juli 2012 - Gewerkschaftliches Schreiben an den Innenminister
Wir haben unserem Minister schriftlich mitgeteilt, dass die Erschwerniszulage für den 
DuZ vollkommen unzureichend und eine Erhöhung bitter notwendig ist. 
Für die Beschäftigten, die regelmäßig samstags, sonntags, feiertags und nachts 
Dienst verrichten, sind die gegenwärtigen Zulagen allenfalls Relikte aus der          
Vergangenheit und entsprechen keineswegs dem Charakter eines Ausgleichs für 
besonders belastende Dienste.

Nicht nur als Ausdruck einer besonderen Wertschätzung dieser hohen Belastungen,
sondern auch als Personallenkungsmaßnahme, ist es dringend erforderlich, einen 
finanziellen Ausgleich zu schaffen und die Erschwerniszulage des Dienstes zu        
ungünstigen Zeiten deutlich zu erhöhen.

Föderalismus fordern heißt auch Föderalismus fördern - es wird Zeit!

Wir werden euch über die weiteren Entwicklungen berichten.
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